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KIELER DISKUSSIONSBEITRAGE

K I E L D I S C U S S I O N P A P E R S

Nachwachsende Rohstoffe:
Umweltfreundlicher Weg aus der Agrarkrise
oder neues Subventionsloch?

von Jörg-Volker Schrader

A U S D E M I N H A L T

Nachwachsende Rohstoffe scheinen verschiedene wünschenswerte Eigenschaften auf
ideale Weise zu verbinden: Sie substituieren Rohstoffe aus endlichen Lagerstätten und hel-
fen damit, befürchtete Knappheiten zu vermeiden; die aus ihnen hergestellten Produkte gel-
ten wegen der leichten Abbaubarkeit als entsorgungsfreundlich; bei thermischer Verwer-
tung tragen sie dazu bei, daß die Anreicherung von CO2 in der Atmosphäre gedrosselt
wird, und nicht zuletzt könnten sie den bedrängten Bauern neue Verdienstmöglichkeiten
eröffnen. Daß nachwachsende Rohstoffe ihre große Bedeutung trotzdem weitgehend ver-
loren haben, liegt vor allem an dem niedrigen Preis des Universalrohstoffs Öl, den großen
Fortschritten in der synthetischen Chemie, aber auch an der Agrarpolitik, die der Produktion
von Nahrungsmitteln Priorität einräumte.

Um den Vorteilen nachwachsender Rohstoffe mehr Geltung zu verschaffen, hat die Politik
in jüngerer Zeit die Verwendungsnachteile für Agrarrohstoffe abgebaut. Als aber lediglich
bei Stärke und Zucker die Nachfrage stieg, wurde mit umweltpolitischer Begründung ein
ganzes Bündel zusätzlicher Subventionen eingeführt. Hierzu zählen z.B. neben der For-
schungsförderung der Verzicht auf die Mineralölsteuer bei der Verwendung von Alkohol
oder Ölen als Treibstoff und vor allem die 1992 im Rahmen der Agrarreform eingeführte
Erlaubnis, auf "stillgelegten" Ackerflächen nachwachsende Rohstoffe anzubauen.

Dieses Bündel neuer Subventionen hat u.a. dazu geführt, daß 1994 erstmals große Flächen
mit Raps zur Produktion von "Biodiesel" bebaut wurden und dieser Treibstoff an verschie-
denen Tankstellen angeboten wird. Die Subventionen addieren sich zu annähernd 1,30 DM
je Liter. Dies reicht aus, um bei einem Dieselölpreis von etwa 0,40 DM/Liter (vor Steuern)
konkurrenzfähig zu sein.

Die Begründung der neuen Subventionen mit Umweltvorteilen ist allerdings wenig überzeu-
gend, würde doch ein gesamtwirtschaftlich effizienter Einsatz von Instrumenten verlan-
gen, daß jener Weg beschriften wird, der — bei gegebenem Einkommensverzicht — den
größten umweltpolitischen Nutzen verspricht. Diesen herauszufinden sollte dem Markt
überlassen werden, nachdem der Staat die Rahmendaten z.B. in Form einer CO2-Steuer
oder von Emissionslizenzen gesetzt hat. Die Produktion von Rapsöl in der EU und dessen
Verwendung als Motortreibstoff ist nachweislich einer der kostenträchtigsten Wege zur
Reduzierung der CC>2-Emissionen und zudem nicht unproblematisch bezüglich anderer Kli-
magase und der angestrebten allgemeinen Extensivierung der Agrarproduktion.

Die von der EU, der Bundesregierung und den Ländern bezüglich nachwachsender Roh-
stoffe ergriffenen Maßnahmen sind nicht zieladäquat und stützen somit den Verdacht, daß
umweltpolitische Argumente nur vorgeschoben sind. Tatsächlich geht es, wie traditionell
in der Agrarpolitik, um den Schutz landwirtschaftlicher Arbeitsplätze. Dies ist volkswirt-
schaftlich teuer und kann, wegen der insbesondere bei Ölsaaten absehbaren Produktions-
steigerungen, zu neuen internationalen Handelskonflikten führen.
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I. Einführung

Flachsfasern für Baustoffplatten oder zur Pa-
pierherstellung, Kartoffel- oder Maisstärke als
Rohstoff für Verpackungsmaterial oder Rapsöl
als Motortreibstoff, dies sind nur einige Bei-
spiele für eine Renaissance von „nachwachsen-
den" Rohstoffen (Industrierohstoffe) als Substi-
tut für „Kunststoffe", deren Ausgangsprodukte
aus fossilen oder mineralischen Rohstoffdepots
stammen und deren Verfügbarkeit damit „end-
lich" ist. Spiegelbildlich zu behaupteten Ver-
wendungsvorteilen, die neben deren „Unend-
lichkeit" in einer leichteren Abbaubarkeit und
geringeren Luftbelastung (u.a. (^-Problema-
tik) dieser „Naturprodukte" liegen, wird im An-
bau nachwachsender Rohstoffe eine Chance ge-
sehen, einen sonst notwendigen Abbau der
landwirtschaftlichen Produktionskapazitäten zu
vermeiden, da man hofft, hiermit den Landwir-
ten neue Einkommensquellen erschließen zu
können.

Ihren Ursprung hat die Wiederentdeckung
von Agrarprodukten als Industrierohstoff im
wesentlichen in der Energiekrise der siebziger
Jahre, als Brasilien ein umfangreiches Pro-
gramm zur Gewinnung von Treibstoff (Etha-
nol) aus Zuckerrohr forcierte und in den USA
mit staatlicher Unterstützung die großtechni-
sche Produktion von Ethanol auf Maisbasis be-
gann [Schrader, 1982]. In der EG und deren
Mitgliedsländern hat man sich zunächst auf
Forschungsaktivitäten beschränkt, die sowohl
Produktion, Verarbeitung und Verwendung als
verschiedentlich auch Pilotanlagen im groß-

technischen Rahmen umfaßten. Der Schwer-
punkt lag auch hier zunächst — insbesondere in
der Bundesrepublik — auf der Herstellung von
Ethanol und dessen Verwendung als Kraftstoff
oder als Kraftstoff additiv. Seither ist die Palette
der Forschungsaktivitäten ständig erweitert
worden. Darüber hinaus hat man die ökonomi-
schen Rahmenbedingungen für die Produktion
und Verwendung von nachwachsenden Roh-
stoffen in jüngerer Zeit mehrfach entscheidend
geändert: durch die Einführung von Verwen-
dungsbeihilfen für Zucker und Stärke (1986),
durch die Befreiung biogener Treibstoffe von
der Mineralölsteuer und zuletzt durch die EG-
Agrarreform von 1992, die vor allem die Er-
laubnis beinhaltet, daß auf stillgelegten Acker-
flächen nachwachsende Rohstoffe angebaut
werden können.

Ziel der Untersuchung ist eine gesamtwirt-
schaftliche Analyse und Bewertung der staatli-
chen Aktivitäten im Bereich nachwachsender
Rohstoffe. Bevor die gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen für die Produktion und
Verwendung nachwachsender Rohstoffe unter-
sucht werden, zu denen neben den Instrumenten
der Rohstoffpolitik auch Eingriffe auf den Nah-
rungsmittelmärkten zählen, sollen zunächst
kurz die prinzipiellen Produktions- und Ver-
wendungsmöglichkeiten skizziert werden. An-
schließend erfolgt die Bewertung der Politik
anhand eines gesamtwirtschaftlichen Referenz-
systems.

II. Produktion und Verwendungsbereiche

In Deutschland wurden 1993 etwa 3 vH der
Ackerfläche (300 000 ha) zum Anbau von Indu-
strierohstoffen (außer Holz) verwendet [Bun-
desregierung, 1994, S. 137]. Schon 1994 dürfte
dieser Flächenanteü und damit die Produktion
beschleunigt zunehmen, da die seit 1993 beste-
hende Möglichkeit, auf „stillgelegten" Acker-
flächen (1993/94: 1,5 Mill. ha) nachwachsende

Rohstoffe anzubauen, offenbar zunehmend in
Anspruch genommen wird. Die große Zahl der
nutzbaren Agrarprodukte wird noch weit über-
troffen von der Vielfalt der Verwendungsmög-
lichkeiten, die hier nur schematisch angedeutet
werden können (Übersicht 1). Die größte Be-
deutung hat bisher die Produktion von Stärke,
Zucker und Ölen und Fetten für den chemisch-



Übersicht 1 — Typische Beispiele nachwachsender Roh-
stoffe und deren Verwendung

Rohprodukt

Mais
Weizen
Kartoffeln

Zuckerrüben

Raps
Sonnenblumen

Flachs
Hanf3

Gewürz- und
Heilpflanzen

Stroh
Holz
Chinaschilf

Zwischenprodukt

Stärke, Ethanol

Zucker, Ethanol

öle
und Fette

Öle, Fette und
Fasern

Cellulose
Zellstoff
Lignin

Verwendung

Papier, Pappe
Textübereich
Biotechnologie
Treibstoff

Biotechnologie, Treibstoff

Waschhilfsmittel, Gleitmittel
Kunststoffe, Motortreibstoffe

Farbengrundstoffe
Textilprodukte, Dämmplatten

Gewürze, Heilmittel

Energieerzeugung
Dämmstoffe
Papierherstellung

aAnbau in Deutschland derzeit nicht erlaubt.

Quelle: Bundesregierung [1994, S. 137 f.]; BMFT
[1986]; BMELF [1993]; Henze [1988].

technischen Bereich. Die Verwendung von
Zucker und Stärke ist seit 1986 kräftig gestie-
gen, da seither diese Produkte der Industrie zu
Weltmarktpreisen zur Verfügung stehen. Bei
Stärke nahm der industrielle Verbrauch in
Deutschland bis 1992 um rund 250 000 auf
613 000 t zu; in der EG stieg die Verwendung
auf 2,3 Mill. t. Die industrielle Zuckerverwen-
dung nahm in Deutschland im gleichen Zeit-
raum um 30 000 auf 50 000 t zu. In der EU
waren es 1991/92 190 000 t. Pflanzliche Öle
und Fette sind im Vergleich zu Stärke und
Zucker eine sehr heterogene Produktgruppe, de-
ren industrielle Verwendung zudem durch die
Agrarpolitik kaum behindert war. Die Industrie
hatte und hat zu Weltmarktpreisen Zugang zu
einem breiten Spektrum von Ölen und Fetten,
so daß sich in den Bezugsquellen eine starke
Differenzierung nach Pflanzen und Herkünften
ergeben hat. Inländische Produkte, so z.B.
Rapsöl, das man durch systematische Züchtung
in seiner Zusammensetzung ganz auf die Ver-
wendung als Nahrungs- und Futtermittel ausge-
richtet hatte, wurden teilweise durch Importöle
substituiert, die besser auf den industriellen Be-
darf zugeschnitten sind. In Deutschland nahm
die Industrie 1991/92 420 0001 pflanzliche Öle
und Fette ab, wovon der geringere Teil aus hei-
mischer Produktion stammte, so u.a. 55 000 t

Rapsöl [Bundesregierung, 1994, S. 137]. Ein
neuer Verwendungsbereich für Rapsöl ist die
energetische Nutzung als Treibstoff für Diesel-
motoren oder als Heizöl. Insbesondere die
Treibstoffverwendung — und dabei vor allem
als abgewandelte Form (Rapsmethylester,
RME) — wird durch umfangreiche staatliche
Aktivitäten gefördert. Die Anbaufläche von
Raps dürfte 1994 in der EU 470 000 und in
Deutschland 130 000 ha erreichen. Gegenüber
1993 entspricht dies nahezu einer Verdreifa-
chung [Steinhauser et al., 1994, S. 26].

Der Faserpflanzenanbau war aus Deutschland
praktisch vollständig verschwunden und ist erst
durch massive staatliche Hilfen in der Mitte der
achtziger Jahre wieder eingeführt worden
[Henze, 1988, S. 28]. Die Anbaufläche ist auf-
grund von Anbau-, Ernte- und Verarbeitungs-
problemen von etwa 2 200 ha (1989) auf knapp
1 000 ha (1993) zurückgegangen. Dabei ist of-
fen, ob das Schwergewicht in Zukunft — falls
die staatlich geförderten Großversuche über-
haupt fortgesetzt werden — auf der Gewinnung
von Langfasern zur Verwendung in der Textil-
produktion oder aber auf Kurzfasern liegen soll,
die eher eine technische Verwendung, z.B. in
Dämmplatten oder textilen Verbundstoffen, fin-
den könnten. Hanf darf in Deutschland auf-
grund des Betäubungsmittelgesetzes nicht ange-
baut werden. Von Interesse wären bei Hanf au-
ßer den Fasern auch die ölhaltigen Samen und
spezifische Inhaltsstoffe zur pharmakologischen
Verwendung.

Eine gesonderte Gruppe von Rohstoffen, die
von ihrer Verwendung her abgegrenzt werden
können, sind Pflanzen oder Pflanzenteile, die
der thermischen Energiegewinnung dienen.
Hierzu zählen neben Reststoffen wie Stroh oder
Schwachholz auch schnellwüchsige Holzarten,
die speziell zu diesem Zweck angebaut werden,
und Chinaschilf (Miscanthus), das in Mehrjah-
res- oder Dauerkultur hohe Biomasseerträge
und damit eine — auf die Fläche bezogen —
hohe Energieausbeute verspricht.



III. Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen für Produktion und Ver-
wendung nachwachsender Rohstoffe

Ob und in welchem Umfang Agrar- oder Forst-
produkte zum Zwecke der industriellen Verwer-
tung angebaut werden und ob ausländische oder
einheimische Rohstoffe Verwendung finden,
hängt vom jeweiligen einzelwirtschaftlichen
Kalkül ab. Dieses wiederum wird neben natur-
bedingten Anbauverhältnissen, technologischen
Möglichkeiten bzw. Produkteigenschaften in
der Verwendung ganz entscheidend durch die
ökonomischen Rahmenbedingungen beeinflußt,
die gerade in diesem Bereich zu einem wesent-
lichen Teil durch staatliche Interventionen ge-
prägt sind. Von Interesse sind hierbei nicht nur
jene Ziele und Maßnahmen, die direkt auf nach-
wachsende Rohstoffe zielen, sondern auch jene
Interventionen in anderen Bereichen, die mehr
oder weniger direkt die Opportunitätskosten des
Anbaus oder der Verwendung nachwachsender
Rohstoffe bestimmen.

Die Rohstoffkrise der siebziger und — in ab-
geschwächter Form — zu Beginn der achtziger
Jahre führte zu einem generellen Umdenken in
der Rohstoffpolitik, insbesondere in der Ener-
giepolitik. Die Endlichkeit fossiler Energie-
träger bestimmte plötzlich das öffentliche Be-
wußtsein und löste sowohl politisch initiierte
Sparprogramme als auch Forschungsprogram-
me zugunsten erneuerbarer Energien aus. Für
die Landwirtschaft und die Agrarpolitik er-
schien dies von besonderem Interesse. Zum
einen konnte die Landwirtschaft in Form von
Ethanol oder Pflanzenöl direkte Substitute für
Treibstoffe auf Erdölbasis anbieten. Zum ande-
ren rückten traditionelle Agrarrohstoffe wie
Zucker, Stärke, Öle, Fette und Fasern, die in
den vergangenen Jahrzehnten durch den billi-
gen Rohstoff Erdöl und die Fortschritte in der
synthetischen Chemie sehr weitgehend ver-
drängt worden waren, wieder stärker in den
Vordergrund. Agrarpolitisch interessant war
auch, daß sich ein Ausweg aus der Sackgasse
der hohen Agrarüberschüsse anzubieten schien,
in die man sich durch hohe Agrarpreise hinein-
manövriert hatte: Man behielt das sektorale
Einkommensziel bei und wechselte lediglich

die Begründung. Nicht mehr Versorgungssiche-
rung mit Nahrungsmitteln, sondern Erzeugung
„heimischer", „erneuerbarer" Ressourcen war
die Devise, wobei die Umweltfreundlichkeit
dieser Aktivitäten scheinbar zwangsläufig aus
der Herstellung „natürlicher" Produkte folgte.
Der Abbau des Faktorbestandes in der Land-
wirtschaft schien so bis zu einem gewissen
Grad vermeidbar, da sich nun neue Verdienst-
möglichkeiten durch die Produktion nachwach-
sender Rohstoffe anboten. Einen weiteren kräf-
tigen Anstoß erhielten diese Bestrebungen spä-
ter durch die beginnende Diskussion um die
Klimaproblematik, könnte doch die Substitu-
tion fossiler Energieträger durch nachwachsen-
de Rohstoffe die Anreicherung von CO2 in der
Atmosphäre bremsen.

1. Ziele

Ein konkreter Zielkatalog für eine Politik be-
züglich nachwachsender Rohstoffe ist nicht
vorhanden. Das mag auch daran liegen, daß die
Verteilung der Kompetenzen zwischen den
Ebenen der Gebietskörperschaften (Länder,
Bund, EU), aber auch zwischen den Ressorts
auf Bundesebene nicht klar zu erkennen ist. An-
haltspunkte für die Kompetenzverteilung und
Zielstruktur liefert jedoch die Antwort der Bun-
desregierung auf eine große Anfrage der SPD-
Fraktion über die Chancen und Risiken nach-
wachsender Rohstoffe [Bundesregierung, 1993,
S. 2 f.]. Zwar beziehen sich die Fragen weitge-
hend auf die Forschungsaktivitäten, die Ant-
worten und vor allem der zu beobachtende In-
strumenteneinsatz verdeutlichen jedoch, daß die
Ziele sehr viel weiter gefaßt sind und die kom-
merzielle Produktion und Verwendung ein-
schließen.

Globales Ziel der EU-Forschung ist es da-
nach, die internationale Wettbewerbsfähigkeit
der europäischen Wirtschaft mit einem hohen
technologischen Beitrag zu stärken. Die EU
zielt dabei auf jene Bereiche, die von nationalen
Programmen nicht abgedeckt werden und zu-



gleich von Interesse für die EU sind. Neben
biologischem Grundlagenwissen, das über das
Biotechnologieprogramm gefördert wird, sind
nachwachsende Rohstoffe vor allem im Ent-
wicklungsprogramm „Landwirtschaft und
Agrarindustrie einschließlich der Fischerei" er-
faßt. Ziel dieses Programms ist es, durch For-
schung, technologische Entwicklung und De-
monstrationsmaßnahmen in der vorwettbewerb-
lichen Phase einen Beitrag zur besseren Ab-
stimmung zwischen Erzeugung biologischer
Ressourcen und deren Verwendung zu leisten.

Ziele der Forschungsförderung im Bereich
des Bonner Forschungsministeriums sind:

— Entwicklung und Erprobung innovativer
Verwendungsmöglichkeiten für einheimi-
sche organische Rohstoffe,

— die Optimierung traditioneller Anwen-
dungsfelder,

— die Bereitstellung kostengünstiger und
auf die qualitativen Anforderungen aus-
gerichteter Rohstoffe/Produkte durch
Ausschöpfung der genetischen Variabili-
tät und der Diversifizierung der Rohstoff-
produktion,

— Erhöhung der Ausbeute, Reinheit und
Umweltfreundlichkeit der Produkte
durch Anwendung neuer Verfahren.

Das Landwirtschaftsministerium unterstützt
nach Aussage der Bundesregierung eher anwen-
dungsorientierte Forschung. Die Ziele sind:

1. Bereitstellung von Rohstoffen für chemi-
sche, technische und energetische Ver-
wendungen,

2. Entlastung der Umwelt durch den Einsatz
weitgehend CO2-neutraler und umwelt-
verträglicher Produkte unter Berücksich-
tigung des gesamten Lebenszyklus,

3. Stabilisierung landwirtschaftlicher Ein-
kommen,

4. Erschließung von Verwendungsalternati-
ven für landwirtschaftliche Produkte und
Sicherung der Wirtschafts- und Sozial-
struktur im ländlichen Raum.

In Ergänzung und in Zusammenarbeit mit
dem Bund, koordiniert durch die „Bund-Län-

der-Arbeitsgruppe Nachwachsende Rohstoffe",
fördern die Länder Produktlinien und For-
schungsaktivitäten, die den jeweiligen regiona-
len Interessenschwerpunkten entsprechen. Da-
bei sind die Interessenschwerpunkte offenbar
ausschließlich an den Anbaumöglichkeiten der
Rohstoffe ausgerichtet.

2. Instrumente

Hinsichtlich des Instrumentariums der Politik
für nachwachsende Rohstoffe bietet es sich an,
zwischen Maßnahmen zur Forschungsförde-
rung, die bis hin zu Pilotprojekten die ganze
Produktlinie von der Rohstoffproduktion bis
zur Verarbeitung und Verwendung umfassen,
und jenen Instrumenten zu unterscheiden, die
direkt die Rahmenbedingungen für die kom-
merzielle Produktion und Verwendung bestim-
men.

a. Forschungsförderung

Eine klare Abgrenzung der von den verschiede-
nen föderalen Ebenen für nachwachsende Roh-
stoffe bereitgestellten Forschungsmittel ist
schwer zu ermitteln, da sie häufig in größeren
Rahmenprogrammen enthalten sind.1 Die EU
stellt in dem von 1990 bis 1994 laufenden Pro-
gramm für Forschung, technologische Entwick-
lung und Demonstrationsmaßnahmen im Be-
reich Landwirtschaft und Agrarindustrie für den
Nichtnahrungsmittelsektor etwa 80 Mill. ECU
bereit, wovon 45 Mill. ECU für Demonstra-
tionsvorhaben vorgesehen sind [EG-Kommis-
sion, 1993, S. 116 f.]. Sie beteiligt sich an den
Kosten von entsprechenden nationalen Pro-
grammen mit bis zu 50 vH und bis zu 30 vH
bei Demonstrationsvorhaben [Bundesregierung,
1993, S. 3].2 Das Forschungsministerium hat
1992 etwa 40 Mill. DM und das Bundes-
landwirtschaftsministerium 50 Mill. DM For-
schungsmittel zur Verfügung gestellt, wobei ein
wesentlicher Teil der Mittel des BMFT für die
molekularbiologische Grundlagenforschung be-
stimmt war. Die Projekte des Landwirtschafts-
ministeriums sind dagegen stark anwendungs-
bezogen und zielen auf die Einführung neuer
vollständiger Produktlinien. Ein Schwerpunkt



liegt dabei seit vielen Jahren auf der Verwen-
dung von Agrarrohstoffen im Energiebereich.
Nachdem die Förderung der Ethanolerzeugung
und -Verwendung auch in Form von Pilotanla-
gen unter anderem wegen umweltpolitisch pro-
blematischer Nebenprodukte weitgehend einge-
stellt wurde, steht nun die Rapsölproduktion
und -Verwendung als Treibstoff (Biodiesel)
oder Heizstoff im Vordergrund. Außerdem fi-
nanziert die Bundesregierung einen mehrstufi-
gen Modellversuch „Wärme- und Stromerzeu-
gung aus nachwachsenden Rohstoffen". Ziel ist
der Test von größeren Biomasse-Verbrennungs-
anlagen. Nach Machbarkeitsstudien und der
Planung von sieben „standortkonkreten Anla-
gen" werden in Phase 3 des Modellversuchs
Verbrennungsanlagen errichtet und betrieben.
Die nationale Förderung in Phase 3 erfolgt aus-
schließlich über Investitionskostenzuschüsse
von bis zu 50 vH [Jördens, 1994, S. 11]. Neben
der Förderung durch den Bund gibt es umfang-
reiche Länderprogramme. Um nur zwei Bei-
spiele zu nennen: In Sachsen werden 1993 12,3
Mill. DM zum Aufbau emeuerbarer Energiesy-
steme ausgegeben [Jänichen, 1993, S. 6];
Baden-Württemberg hat ein neues Programm in
Höhe von 10 Mill. DM für die energetische
Verwertung von nachwachsenden Rohstoffen
aufgelegt [Agra-Europe, Nr. 27, 04.07.94, Län-
derberichte, S. 11].

Die Vielzahl der Aktivitäten im Bereich
nachwachsender Rohstoffe wird seit 1994 durch
die im Oktober 1993 gegründete „Fachagentur
Nachwachsende Rohstoffe"3 koordiniert, die
als eingetragener Verein firmiert. Mitglieder
sind Personen, die von den Bundesministerien
für Landwirtschaft, Umwelt, Wirtschaft, For-
schung und Technologie, den 16 Länder-Agrar-
ressorts sowie von Verbänden aus Landwirt-
schaft, Industrie und des Umweltschutzes vor-
geschlagen werden [Bundesregierung, 1994,
S. 139]. Die Agentur soll Konzepte für Pro-
duktlinien von der Erzeugung bis zur Verwen-
dung erarbeiten und begleiten und aufgrund von
auszuwertenden Fachinformationen den not-
wendigen Handlungsbedarf festlegen. Aus Bun-
desmitteln stehen 1994 für den Forschungsbe-
darf 55 Mill. DM zur Verfügung.

b. Förderung von Produktion und
Verwendung

Die Bodennutzungsstruktur in Deutschland und
den meisten anderen EU-Ländern (Ausnahme:
Vereinigtes Königreich) war auch in der Nach-
kriegszeit ganz entscheidend durch das politi-
sche Ziel einer hohen Eigenversorgung mit
Nahrungsmitteln geprägt. Dies bewerkstelligte
man bei der überwiegenden Zahl von Produkten
durch einen hohen Außenschutz mit entspre-
chend nach oben verzerrten Marktpreisen. Da
die forstliche Nutzung des Bodens kaum ge-
schützt war, wurden auch marginale Flächen,
die sonst eher forstwirtschaftlich genutzt wur-
den oder als Naturlandschaften (Moore, Feucht-
wiesen) verblieben wären, landwirtschaftlich
genutzt, und dies noch dazu mit sehr hoher In-
tensität. Die Konzentration des Preisschutzes
auf Nahrungsmittel hatte weiterhin zur Folge,
daß Nutzpflanzen für die reine industrielle Ver-
wendung diskriminiert wurden und daß auch
bei der züchterischen Weiterentwicklung der
traditionellen Nutzpflanzen (Inhaltsstoffe, Ver-
arbeitungseigenschaften) die Verwendbarkeit
als Nahrungs- oder Futtermittel ganz im Vor-
dergrund stand. Die für diese Verzerrungen ur-
sächlichen Rahmenbedingungen betrafen zu-
nächst weitgehend auch den Verwendungsbe-
reich und hatten zur Folge, daß der Nahrungs-
und Futtermittelverbrauch und die Verwendung
inländischer Agrarprodukte als Industrieroh-
stoff generell vermindert war. Allerdings galt
dies nur insoweit, als die Produzentenpreise
und die relevanten inländischen Marktpreise ge-
genüber den Weltmarktpreisen verzerrt waren.
Dies trifft generell nicht zu für Forstprodukte,
für importierte Getreidesubstitute4 (u.a. Ma-
niok, Sojaschrot und andere Eiweißfuttermittel)
und für pflanzliche Öle, da hier der Erzeuger-
schutz nicht durch Außenschutzmaßnahmen,
sondern bis 1992 durch hohe, Erzeugerpreise
verbunden mit Verwendungsbeihilfen für inlän-
dische Verarbeiter und seither ausschließlich
durch direkte, flächenbezogene Erzeugerbeihil-
fen gewährleistet wird. Zu diesen Produkten
hatten die industriellen Verarbeiter nahezu un-
behinderten Zugang unter Weltmarktbedingun-
gen. Diese Regelung gilt prinzipiell auch für



Öllein. Die Beihilfen für Faserlein setzen sich
aus zwei Komponenten (Faser- und Ölanteil)
zusammen, wobei den Weltmarktpreisen für
beide Produkte Rechnung getragen wird [Bun-
desregierung, 1994, S. 102].

Für die industrielle Verwendung von Zucker
und Stärke wurden schon im Februar 1986
durch eine Änderung der Marktordnungsrege-
lung entsprechende Bedingungen geschaffen:
Mittels Beihilfezahlungen werden die — infol-
ge hoher Garantiepreise — höheren Rohstoff-
kosten im Inland kompensiert, so daß der Indu-
strie seither beide Produkte zu Weltmarktbedin-
gungen zur Verfügung stehen. Für inländische
Produkte wird damit eine bevorzugte Verwen-
dung durchgesetzt. Eine vergleichbare Rege-
lung gilt seither auch für Getreide, das zur
Ethanolerzeugung verwendet wird.

Die für die unterschiedlichen Produkte bisher
diskutierten Veränderungen in den Rahmenbe-
dingungen zielten vor allem darauf ab, die Ver-
zerrung abzubauen, die zum Nachteil der Ver-
wender und der Verwendung von inländischen
nachwachsenden Rohstoffen bestand. Das
Schutzniveau für die Erzeuger gegenüber dem
Weltmarkt ist dabei durchgehend hoch, aber für
die einzelnen Produkte durchaus unterschied-
lich. Die Subventionsäquivalente für die Produ-
zenten betrugen 1992 in der EG 52, 58, 65 und
73 vH bei Weizen, Futtergetreide, Ölsaaten und
Zucker [Agra-Europe, 1993, S. 34]. Mit der
EG-Agrarreform von 1992 wurde für die Pro-
duktion nachwachsender Rohstoffe eine grund-
sätzlich neue Regelung eingeführt: Produkte,
die zu mehr als 50 VH ihres Wertes nicht als
Nahrungs- oder Futtermittel Verwendung fin-
den, dürfen auf „stillgelegten" Flächen ange-
baut werden. Trotzdem erhalten die Landwirte
eine Stillegungsprämie, die im Durchschnitt für
das Bundesgebiet 751 DM/ha beträgt [BMELF,
1994, S. 24]. Bedingung für den Anbau ist die
Vorlage eines Vertrages mit einem Abnehmer,
der die überwiegende Verwendung der ange-
bauten Pflanzen als Industrierohstoff nachweist.
Die für den Anbau zugelassenen Produkte sind
detailliert festgelegt [ibid., S. 31]. Dabei han-
delt es sich zum großen Teil um die gleichen

Pflanzen, die auch der Nahrungs- und Futter-
mittelerzeugung dienen. Nicht gestattet ist u.a.
der Anbau von Getreide oder Kartoffeln zur
Produktion von Industriestärke oder -zucker,
sofern für daraus hergestellte Endprodukte im
Rahmen der Industriestärke- und -zuckerrege-
lung eine Produktionserstattung gewährt wird.
Die Ernteprodukte mehrjähriger Pflanzenarten
(z.B. Chinaschilf oder schnellwachsende Holz-
arten) dürfen nur außerhalb des Nahrungs- und
Futtermittelsektors verwendet werden. Ein Ab-
nahmevertrag ist in diesem Falle nicht erforder-
lich.

Neben diesen gravierenden Veränderungen
der Produktionsbedingungen gibt es — vor al-
lem bei der energetischen Nutzung — wichtige
Eingriffe auf der Verwendungsseite. Hierzu
zählt, daß, neben der zuvor schon erwähnten
massiven Bezuschussung von Verbrennungsan-
lagen, reine Biokraftstoffe von der Mineralöl-
steuer befreit sind. Das sind in Deutschland für
Diesel 0,61 DM/1, die beim Einsatz von pflanz-
lichen Ölen als Treibstoff nicht erhoben wer-
den. Mischungen mit Dieselöl sind in Deutsch-
land bisher nicht von der Steuer befreit. Die
Bundesregierung strebt im Zusammenhang mit
dem Vorschlag der EG-Kommission, die Mine-
ralölsteuer für Biotreibstoffe generell auf höch-
stens 10 vH des üblichen Satzes abzusenken5

(auch für reinen Biotreibstoff), für Treibstoff-
mischungen eine für die Mitgliedsländer fakul-
tative Regelung an [Jördens, 1994, S 14]. In
Frankreich ist Rapsöl in Form von RME gleich-
falls von der Steuer (0,60 DMA) befreit. Anders
als in Deutschland gilt dies auch, wenn RME
mit Diesel vermischt wird [top-agrar, 1994,
S. 27]. Seitens der Gemeinschaft gibt es
darüber hinaus Vorschläge, eine Energiesteuer
auf CO2-Emissionen zu erheben, von der nach-
wachsende Rohstoffe ausgenommen werden
sollen [Bundesregierung, 1993, S. 10]. Mit der
oben erwähnten Verlängerung und Erweiterung
des Thermie-Programms würde ein ganzes
Füllhorn neuer Subventionen für die kommer-
zielle thermische Nutzung von Biomasse ausge-
schüttet.



IV. Analyse und Bewertung

Für die Analyse und Bewertung der Politik für
nachwachsende Rohstoffe bietet sich ein mehr-
stufiges Vorgehen an: Zunächst soll ein Refe-
renzsystem skizziert werden, das die Grundlage
für die Bewertung der Politik bildet. Danach
werden die Ziele auf ihre Konsistenz und Kom-
patibilität mit Zielen der Agrarpolitik sowie mit
übergeordneten gesellschaftlichen Zielen über-
prüft und abschließend die Ziel-Mittel-Bezie-
hungen analysiert.

1. Das Referenzsystem

Wettbewerb auf offenen Märkten führt unter
bestimmten Annahmen zu (pareto-)effizienten
Allokationslösungen. Zu diesen Annahmen
zählen die Abwesenheit von Nichtkonvexitäten
in Produktion und Konsum und von Externali-
täten. Außer der Prüfung dieser Annahmen muß
geklärt werden, ob das abzuleitende Referenz-
system sich ausschließlich auf die Politik für
nachwachsende Rohstoffe beziehen soll und
man somit die sonstigen staatlichen Interventio-
nen, vor allem im Rahmen der Agrarpolitik, als
gegeben hinnimmt oder ob das gesamte Bündel
an politischen Interventionen untersucht wird,
das die Produktion und Verwendung nachwach-
sender Rohstoffe direkt betrifft. Hier wird der
zweite Weg gewählt und damit aus den folgen-
den Gründen gegen eine anderenfalls notwendi-
gerweise sehr restriktive Second-best-Analyse
entschieden: Die Entscheidungsträger für agrar-
politische und rohstoffpolitisch begründete In-
terventionen sind in Form nationaler Regierun-
gen und des europäischen Ministerrats weit-
gehend identisch. Die Begründung einer Inter-
vention (bezüglich nachwachsender Rohstoffe)
mit einer schon vorhandenen agrarpolitischen
Intervention, ohne letztere in Frage zu stellen,
kann zu einer letzflich absurden Eskalation von
Interventionen führen, so daß die Beschränkung
einer gesamtwirtschaftlichen Analyse auf den
letzten Schritt unter wissenschaftlichen Ge-
sichtspunkten unangemessen wäre.

Der Verzicht auf alle agrarpolitischen Inter-
ventionen kann für die EU im oben angespro-

chenen Sinne eine effiziente Allokationslösung
darstellen. Nichtkonvexitäten sind kaum zu er-
warten, und Externalitäten könnten, soweit sie
nicht ohnehin eine Folge des hohen Protek-
tionsniveaus sind, sondern eine Konsequenz der
Liberalisierung wären, durch lokale Eingriffe
Marktlösungen zugänglich gemacht werden.
Dabei geht es vor allem um landschaftspflegeri-
sche Leistungen, die von den Landschaftsnut-
zern gewünscht und auch bezahlt werden soll-
ten [Schrader, 1993, S. 13 f.]. Prüft man den
Katalog rohstoffspezifischer Ziele (vgl. III. 1)
gleichfalls darauf hin, ob diese bzw. die damit
begründeten Maßnahmen mit Marktversagen zu
rechtfertigen sind, so gibt es allenfalls beim
Ziel 2 des Landwirtschaftsministeriums (Entla-
stung der Umwelt) Hinweise auf mögliche Ex-
ternalitäten. Ob und welche Form von Interven-
tionen hiermit zu begründen sind, ist im einzel-
nen zu prüfen. In jedem Fall ist schon bei der
Zielanalyse zu unterscheiden, ob es sich — wie
angegeben — um reine Forschungsziele oder
um den Willen zur Korrektur von Marktprozes-
sen handelt.

2. Zielanalyse

Der umfangreiche Zielkatalog (vgl. III. 1) ver-
dankt seine Entstehung der Initialzündung
durch die Rohstoffkrise in den siebziger Jahren
und hat sich seither sukzessive erweitert. Dazu
beigetragen haben vor allem drei Interessen-
richtungen. Zunächst die Landwirtschaft und
die Agrarpolitik, die neue Einkommenschancen
für Agrarproduzenten witterten und nach der
übererfüllten Versorgungssicherung mit Nah-
rungsmitteln nun zur heimischen Energiever-
sorgung beitragen wollten. Dann engagierte
sich — nach einigem Zögern — die verarbei-
tende Industrie. Während die Mineralölindu-
strie biogene Treibstoffe zunächst noch als lä-
stige Konkurrenz ansah, war die chemische In-
dustrie, die eine lange Tradition in der Verwen-
dung von Agrarrohstoffen hat, von Beginn an
in zahlreichen — auch sektorübergreifenden —
Arbeitskreisen vertreten und stellte auf diese
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Weise enge Kontakte zur Landwirtschaft her.
Diese Entwicklung wurde von der Industrie ins-
gesamt, vertreten durch den Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI), überwiegend ab-
wartend begleitet, stand man der protektionisti-
schen Agrarpolitik und den durch sie ausgelö-
sten Handelsstreitigkeiten doch eher skeptisch
gegenüber. Die dritte und jüngste Interessen-
gruppe, deren Mitglieder sich aus Kreisen der
Landwirtschaft (Produzenten), der Industrie
(Verarbeiter) und aus politischen Gruppierun-
gen rekrutieren, verfolgt gemeinsame ökologi-
sche Ziele. Neben globalen Themen wie der
Klimaproblematik, geht es vor allem um die
Vermeidung von Abfällen und die Schaffung
geschlossener Stoffkreisläufe auf der Basis von
nachwachsenden Rohstoffen.

Die Beurteilung der aus dieser Vielzahl von
Interessen und staatlichen Gestaltungsansprü-
chen resultierenden staatlichen Zielsetzungen
muß unter zwei Gesichtspunkten erfolgen: (1)
Welche Kriterien gibt es zur Rechtfertigung
staatlicher Forschungsaktivitäten? (2) Gibt es
staatlichen wirtschaftspolitischen Handlungsbe-
darf und wenn ja, auf welcher Ebene?

Forschungsförderung

Bezüglich der Forschungsförderung ist weitge-
hend unbestritten, daß der Staat dort eine Auf-
gabe hat, wo eine ausgesprochene „Nutzenfer-
ne" der Forschung typisch ist, also in der
Grundlagenforschung. Ein weiterer Grund für
staatliche Forschungsförderung wird häufig in
Unteilbarkeitsproblemen, also bei technischen
Großprojekten gesehen. Als Beispiele werden
die Atomenergie oder neue Verkehrssysteme
angeführt. Allerdings dürfte bei funktionieren-
den Kapitalmärkten weniger die Projektgröße
als vielmehr die Unsicherheit bezüglich der —
politisch gestalteten — wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, die aus Akzeptanzproblemen
in der Bevölkerung resultiert, ein wirtschaftlich
schwer tragbares Risiko beinhalten. Soweit es
sich bei den Forschungszielen für nachwach-
sende Rohstoffe um anwendungsnahe oder di-
rekt anwendungsbezogene Forschung handelt,
und das ist der ganz überwiegende Teil, ist hier-
aus kein Grund für staatliche Aktivitäten abzu-
leiten. Sowohl die Zeithorizonte als auch die

Projektgröße sind durchgehend überschaubar;
häufig handelt es sich ohnehin nur um die Opti-
mierung vorhandener Techniken oder Verfah-
ren. Die damit verbundenen Forschungskosten
sollten somit normaler Bestandteil der Unter-
nehmensausgaben sein.

Für eine staatliche Unterstützung, auch ange-
wandter Forschung, im Bereich nachwachsen-
der Rohstoffe wird ins Feld geführt, daß durch
die einseitige Ausrichtung der Agrarpolitik
auch die Forschungsaktivitäten in der Produk-
tion (insbesondere die Pflanzenzüchtung) und
Verwendung ganz auf die Optimierung der
Nahrungsmittelkette ausgerichtet ist und des-
halb für nachwachsende Industrierohstoffe
Nachholbedarf besteht. Dieses Argument trifft
für die Verwender, also vor allem die chemi-
sche Industrie nur insoweit zu, als ihnen die
entsprechenden Produkte nur zu erhöhten Prei-
sen verfügbar waren. Spätestens seit auch
Zucker und Stärke, wie schon zuvor Öle und
Fette, zu Weltmarktpreisen zur Verfügung ste-
hen, fiele eine unangemessene Ausrichtung der
Forschung auf die verarbeitende Industrie selbst
zurück. Sie hat — unabhängig von der im In-
land gegebenen Produktionsausrichtung (Pflan-
zenanbau, Inhaltsstoffe) — außerdem die Mög-
lichkeit, interessant erscheinende Pflanzen und/
oder Inhaltsstoffe weltweit zu beziehen und so-
mit auf die bevorzugten Qualitäten Einfluß zu
nehmen. Dagegen trifft der obige Einwand für
die produktionsorientierte Rohstofforschung im
Inland, soweit es sich nicht ohnehin um staatli-
che Forschung handelte, sicherlich zu. Zu for-
dern wären deshalb langfristig stabile politische
Rahmenbedingungen, die die bisherigen Ver-
zerrungen vermeiden. Diese wären einer kom-
pensatorischen staatlichen Forschungsförderung
vorzuziehen.

Ein weiteres Argument für die staatliche For-
schungsförderung, das allerdings nur energeti-
sche Rohstoffe betrifft, wird mit einer spezifi-
schen Form von Marktversagen begründet: Die
heutigen Preise für fossile Energieträger be-
rücksichtigten nicht die Endlichkeit dieser Res-
sourcen [Kloos, 1989, S. 100]. Als First-best-
Maßnahme wird eine erhöhte Gegenwartsbe-
steuerung dieser Energieträger diskutiert, wo-
mit — neben Verbrauchseinschränkungen —
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Anreize für verstärkte Forschungsanstrengun-
gen für alternative Energiequellen ausgelöst
würden. Ist diese Strategie nicht durchsetzbar,
und davon wird ausgegangen, so wäre hier eine
Begründung für staaüiche Forschungsförderung
nach Maßgabe des Vorsichtsprinzips gegeben.
Sieht man einmal davon ab, daß schon die
Grundthese dieses Arguments zumindest um-
stritten ist und entscheidend von den verwende-
ten Diskontraten und den dahinterstehenden Ar-
gumenten6 abhängt, ist außerdem zu fragen, ob
die derzeitige Höhe der Besteuerung fossiler
Energieträger nicht schon zu einem erheblichen
Teil nur mit diesen Argumenten begründbar ist.
Es bleibt festzuhalten, daß selbst bei Akzeptanz
der Überlegungen allenfalls eine Förderung der
Züchtungsforschung zu rechtfertigen wäre
[Kloos, 1989, S. 194], nicht aber die Begleitfor-
schung für die Entwicklung und Einrichtung
ganzer Produktlinien zur Energiegewinnung aus
nachwachsenden Rohstoffen.

Aus den vorangegangenen Überlegungen
folgt, daß nur Grundlagenforschung oder deren
Förderung als staatliche Aufgabe angesehen
werden kann. Prüft man den von der Bundesre-
gierung formulierten Zielkatalog für nachwach-
sende Rohstoffe unter dieser Vorgabe, so ist
festzustellen, daß wohl nur das Biotechnologie-
programm der EU in Teilen diesem Anspruch
genügt. Die Ziele des Bonner Forschungsmini-
steriums sind ganz überwiegend anwendungs-
orientiert. Unter den Zielvorgaben des Land-
wirtschaftsministeriums sind Forschungsziele
schwer auszumachen, auch wenn sie als solche
deklariert werden; vielmehr handelt es sich
weitgehend um wirtschaftspolitische Ziele, die
die Produktion und Verwendung nachwachsen-
der Rohstoffe sowie — nicht zuletzt —sektora-
le Einkommens- und Strukturziele betreffen.

Ziele aus wirtschaftspolitischer Sicht

Globales Ziel der EU(-Forschung) ist es, die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Wirtschaft zu stärken (vgl. III. 1). Wes-
halb daraus für die EU folgt, durch Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstra-
tionsmaßnahmen in der vorwettbewerblichen
Phase einen Beitrag zur besseren Abstimmung
zwischen Erzeugung biologischer Ressourcen

und deren Verwendung zu leisten, ist nicht un-
mittelbar einzusehen. Hierbei handelt es sich
um originär privatwirtschaftliche Aufgaben,
und es ist in diesem Fall nicht zu erkennen, daß
infolge von Marktversagen andernfalls Effi-
zienzverluste zu befürchten wären. Zwar ist es
wie z.B. im Falle von Rapsöl plausibel, daß
Abstimmungsbedarf zwischen Treibstoff- und
Motorherstellern besteht. Der kann jedoch
durch private Verträge gewährleistet werden.
Die zunächst nur zögernde Bereitschaft von
Motorherstellern, spezielle Motorversionen zu
entwickeln, war nicht die Folge von Markt-,
sondern von Politikversagen. Den Motorher-
stellern war bekannt, daß diese speziellen Mo-
toren nur in größeren Stückzahlen absetzbar
wären, wenn die unter marktwirtschaftlichen
Bedingungen unrentable Verwendung von
Rapsöl als Motortreibstoff langfristig massiv
subventioniert würde. Diese zögerliche Haltung
wurde durch die diskutierten Veränderungen in
den Rahmenbedingungen und durch direkte
Forschungs- und Entwicklungszuschüsse über-
wunden.7 Weiterhin fällt auf, daß der tatsächli-
che Instrumenteinsatz auf der Ebene der EU,
nämlich die Begünstigung des Anbaus von
nachwachsenden Rohstoffen auf kommerzieller
Basis, durch die angesprochenen Ziele nicht ge-
deckt wird. Das gilt auch für die o.a. geplante
Erweiterung des Thermie-Programms. Die Zie-
le des Bonner Landwirtschaftsministeriums
orientieren sich dagegen von vornherein ganz
an der Einführung neuer kommerzieller Pro-
duktlinien. Dies gilt insbesondere für die Ziele
1 und 4. Dabei ist zunächst festzustellen, daß es
offensichtlich um die Bereitstellung und Ver-
wendung einheimischer Rohstoffe geht. Diese
Einschätzung wird dadurch bestätigt, daß auch
das Forschungsministerium seine Aktivitäten
auf einheimische Rohstoffe abstellt (erstes
Ziel). Die Begründung wird durch Ziel 4 des
Landwirtschaftsministeriums mitgeliefert: Si-
cherung der Wirtschafts- und Sozialstruktur im
ländlichen Raum. Darunter ist die Konservie-
rung der derzeitigen sektoralen Beschäftigungs-
struktur, also im wesentlichen die Erhaltung
landwirtschaftlicher Arbeitsplätze, zu verste-
hen. Dieses Ziel taucht in ähnlicher Formulie-
rung schon in den Zielen der EG-Agrarreform
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von 1992 auf und ist mit dem gesamtwirtschaft-
lichen Effizienzziel auch unter Berücksichti-
gung anderer agrarpolitischer Ziele nicht ver-
einbar [Schrader, 1993, S. 16 f.]. Hinzu kommt,
daß die damit angestrebte Ausweitung der
Agrarproduktion bzw. das Ausbleiben der ge-
planten Verminderung der gleichfalls ange-
strebten Extensivierung der Bodenbewirtschaf-
tung zuwiderläuft, da mehr Boden genutzt wird
und die kostengünstige Produktion von Indu-
strierohstoffen nur bei intensiver Bewirtschaf-
tung möglich ist.

Ein Zusammenhang zwischen der Stabilisie-
rung landwirtschaftlicher Einkommen (Ziel 3)
und der Produktion nachwachsender Rohstoffe
ist schwer zu erkennen, liegt doch das Grund-
problem jährlich schwankender Einkommen in
witterungsbedingten Produktionsschwankun-
gen. Diese würden, da es sich bei nachwachsen-
den Rohstoffen um weitgehend die gleichen
Produkte handelt, durch deren alternative Ver-
wendung nicht geringer. Geht es um Diversifi-
zierung, ist zu bezweifeln, daß die Bewältigung
dieser originär unternehmerischen Aufgabe
staatlicher Eingriffe bedarf. Es bleibt die Ver-
mutung, daß mit Stabilisierung eine Anhebung
des Einkommensniveaus über das andernfalls
erreichbare Maß gemeint ist (vgl. Ziel 4).

Mit Ziel 2 wird die Entlastung der Umwelt
durch den Einsatz weitgehend CO2-neutraler
und umweltverträglicher Produkte unter Be-
rücksichtigung des gesamten Lebenszyklus an-
gestrebt. Dieses Ziel hebt vor allem auf die ver-
muteten Zusammenhänge zwischen CO2-Anrei-
cherung in der Atmosphäre und klimatischen
Veränderungen ab, wobei neben der Erwär-
mung der Erdatmosphäre Veränderungen in der
globalen Niederschlagsverteilung erwartet
werden.8 Ein positiver Zielbeitrag leitet sich
aus der energetischen Verwendung von nach-
wachsenden Rohstoffen dadurch ab, daß je er-
zeugte Energieeinheit nur wenig fossiles CO2

in die Atmosphäre gelangt. Das heißt, der Pro-
zeß pflanzliche Assimilation/Verbrennung ist
ein weitgehend geschlossener Kreislauf, dem
nur in dem Maße überhaupt fossile Energie zu-
geführt wird, in dem sie in den verwendeten In-
puts, in Transportleistungen oder in Verarbei-
tungsmaßnahmen enthalten ist. Dieser Anteil

liegt bei der Verwendung pflanzlicher Öle als
Treibstoff in der Größenordnung von 30 vH,
bei der Ganzpflanzen- oder Reststoffverbren-
nung erheblich niedriger. Problematisch an der
Zielformulierung ist einmal, daß sie nur auf
CO2 abhebt, obwohl in dem hier interessieren-
den Zusammenhang zahlreiche andere Gase,
deren Entstehung mit landwirtschaftlichen Pro-
duktionsprozessen korreliert ist, von Bedeutung
sind. Hierzu zählen Lachgas, das bei Stickstoff-
düngung verstärkt anfällt, wie vor allem auch
Methan, das insbesondere von Rindern ausge-
schieden wird. Andererseits wird dem Anbau
nachwachsender Rohstoffe im Inland direkt In-
strumentcharakter zugewiesen, ohne auch nur
ansatzweise die Effizienz dieses Instruments
bezüglich der Zielvorgabe zur Diskussion zu
stellen. Dabei ist einmal wichtig, daß es eine
nahezu unendliche Zahl von Instrumenten gibt,
die einen positiven Zielbeitrag leisten können.
Zum anderen muß berücksichtigt werden, daß
es sich um ein globales Problem handelt. Damit
ist es unter Effizienzgesichtspunkten keines-
wegs selbstverständlich, daß der Instrumentein-
satz ausschließlich oder auch nur überwiegend
im Inland erfolgen muß. Die im Ziel 2 außer-
dem verlangte Umweltverträglichkeit von Pro-
dukten erscheint als Selbstverständlichkeit. Sie
kann aber gleichfalls nur durch die Einhaltung
allgemeingültiger Normen oder einen Optimie-
rungsprozeß nachgewiesen werden, indem z.B.
eine Rangfolge bestimmter Produktlinien im
Hinblick auf wohldefinierte Umweltparameter
aufgestellt wird. Dies geschieht vermehrt durch
Umweltbilanzen, die bezüglich der relativen
Umweltverträglichkeit von Produkten oder Pro-
duktlinien wichtige Hinweise geben können.
Eine entsprechende Analyse hat das Umwelt-
bundesamt z.B. für die Produktlinie Rapspro-
duktion bis zur Verwendung des Öls als Motor-
treibstoff durchgeführt. Das Ergebnis wird für
den Produktionsbereich eher kritisch einge-
schätzt. Dabei wird in der politischen Diskus-
sion als Referenzsystem üblicherweise die „nor-
male" Agrarproduktion gewählt.9 Entscheidend
schlechter sieht eine derartige Bilanz aber aus,
wenn als Referenzsystem eine — nicht bewirt-
schaftete — Naturlandschaft gewählt wird, was
für die Nutzung marginaler Flächen angemes-
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sen wäre [Schrader, 1990, S. 9]. In keinem Fall
dürfen aber derartige partielle, naturwissen- .
schaftliche Bilanzen eine effiziente — preisge-
steuerte — Allokationsentscheidung ersetzen.

Welche Ziele auf welcher Ebene der Gebiets-
körperschaften verfolgt werden sollten, hängt
von der räumlichen Reichweite der Ziele ab.
Globale Probleme wie die Klimaproblematik
müßten deshalb durch Verhandlungen der
nationalen Regierungen auf globaler Ebene an-
gegangen werden. Dies schließt aber nicht aus,
daß sich die EU als gemeinsamer Binnenmarkt
separate Ziele setzt und damit eine Vorreiter-
rolle übernimmt. Die Verfolgung diesbezügli-
cher Ziele auf der Ebene von Mitgliedsländern
oder Regionen wäre dagegen insofern ineffi-
zient, als hieraus interne Wettbewerbsverzer-
rungen resultieren könnten. Gerade im Bereich
nachwachsender Rohstoffe zeichnen sich in die-
sem Bereich neue Konflikte ab, auf die anhand
der Instrumente noch zurückgekommen wird.

3. Ziel-Mittel-Analyse

a. Rahmenbedingungen ohne
Umweltrestriktion

In der EU hat die Politik bezüglich nachwach-
sender Rohstoffe schon in der Vergangenheit zu
einem Anstieg der Produktion und der Verwen-
dung dieser Produkte geführt. 1994 und ver-
mutlich weiter in den folgenden Jahren wird
vor allem die energetische Nutzung u.a. durch
Reststoffverbrennungsanlagen, insbesondere
aber die Rapsölproduktion und deren Verwen-
dung — meist in Form von RME — als Motor-
treibstoff drastisch steigen. Dementsprechend
kräftig wird die Produktion des Kuppelprodukts
Rapsschrot, des Preßrückstands der Ölgewin-
nung, zunehmen und andere Eiweißfuttermittel
wie z.B. importierte Ölschrote, so vor allem
Sojaschrot, in der Verfütterung verdrängen. Be-
wertungsgrundlage für diese Entwicklung und
die ergriffenen Maßnahmen ist das Referenzsy-
stem, das durch einen weitestgehenden Verzicht
auf staatliche Interventionen gekennzeichnet ist.
Im Vergleich hierzu führt die Politik für nach-
wachsende Rohstoffe zu schwerwiegenden Effi-
zienzverlusten. Sie resultieren daraus, daß Pro-

duktionsfaktoren in Verwendungen gehalten
oder gezogen werden, die zu Weltmarktpreisen
großenteils unwirtschaftlich wären. Darüber
hinaus kommt es innerhalb der EU oder sogar
innerhalb der Mitgliedsländer zu interregiona-
len Verzerrungen, die aus unterschiedlichen
Subventionspraktiken der Mitgliedsländer und/
oder der Bundesländer resultieren. Selbst neue
internationale Handelskonflikte sind trotz ge-
rade abgeschlossener GATT-Verhandlungen
nicht auszuschließen.

Das Grundproblem dieser Politik für nach-
wachsende Rohstoffe ist darin zu sehen, daß
mit der EG-Agrarreform von 1992 keineswegs
eine generelle Wende zu einem effizienteren
Ressourceneinsatz eingeleitet wurde. Zwar hat
man in begrenztem Umfang die inländischen
Agrarpreise gesenkt; dies und die gleichzeitige
Einführung neuer Produktionsbeschränkungen
bezog sich aber ausschließlich auf Nahrungs-
mittel und geschah im Vorgriff auf unvermeid-
bare Konzessionen in den GATT-Verhandlun-
gen. Schon die parallel eingeführten flächenbe-
zogenen Kompensationszahlungen und Stille-
gungsprämien für Boden verzögern dagegen
tendenziell die gesamtwirtschaftlich wün-
schenswerte Abwanderung von Faktoren aus
der Landwirtschaft und führen zu einer weiteren
Verzerrung der Faktorpreise zugunsten des Bo-
dens [Schrader, 1993, S. 17]. In diesem Zusam-
menhang erscheint die Entscheidung, auf still-
gelegten Flächen nachwachsende Rohstoffe an-
bauen zu lassen, nur folgerichtig. Gesamtwirt-
schaftlich gesehen ist es aber die bürokratische
Umlenkung des Faktoreinsatzes in eine Rich-
tung und mit Methoden, die noch größere Effi-
zienzverluste befürchten lassen. Die Protektion
des Agrarsektors wird nicht abgebaut, sondern
auf Bereiche verlagert, in denen die Produk-
tionswirkungen auf internationaler Ebene zu-
nächst weniger konfliktträchtig erscheinen.

Im einzelnen begann diese Entwicklung mit
der Zucker- und Stärkeregelung von 1986.
Zwar wurde hiermit der Industrie der Zugang
zu diesen Produkten zu Weltmarktpreisen er-
möglicht und damit eine Verzerrung auf der
Verwendungsseite abgebaut. Auf der anderen
Seite weitete man den Erzeugerschutz durch die
Beihilfen auf einen neuen Verwendungszweig
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außerhalb der Nahrungsmittelindustrie aus. Der
internationale Druck wie auch jener der chemi-
schen Industrie, die hohen Agrarpreise zu sen-
ken, nahm gleichzeitig ab, da die politisch bri-
santen, mit hohen Exportsubventionen bewerk-
stelligten Nahrungsmittelexporte bzw. die in-
ländischen Lagerbestände niedriger ausfielen
als ohne diese Maßnahme. Nach Maßgabe der
kräftig expandierenden Stärke- und Zuckerver-
wendung haben die Haushaltsausgaben für die-
sen Bereich schnell zugenommen.

Mit der Erlaubnis für Landwirte, unbe-
schadet der empfangenen Stillegungsprämie
nachwachsende Rohstoffe auf stillgelegten
Ackerflächen zu erzeugen, hat die Politik einen
Quantensprung in Richtung der gezielten För-
derung von Produktion und Verwendung nach-
wachsender Rohstoffe vollzogen. Allerdings ist
diese Förderung nicht offensichtlich und wird
in der agrarpolitischen Diskussion zum Teil so-
gar als effizienzsteigernde Maßnahme einge-
stuft: Statt produktive Flächen stillzulegen,
würden diese nun einen positiven Wertschöp-
fungsbeitrag liefern. Dieses Argument ist sicher
richtig, weist letztlich aber nur darauf hin, daß
die mit Prämien honorierte und quasi obligato-
rische10 Flächenstillegung eine gesamtwirt-
schaftlich abzulehnende Maßnahme ist.11 Für
die einzelwirtschaftliche Entscheidung, ob
nachwachsende Rohstoffe angebaut werden,
verschiebt sich die Rentabilitätsschwelle dahin,
daß nur noch die variablen Kosten gedeckt
werden müssen. Dieser Betrag reduziert sich im
Deckungsbeitragsvergleich zur Stillegung sogar
noch um die sonst anfallenden Begrünungsko-
sten. Entsprechende Beispielkalkulationen zei-
gen, daß z.B. für Industrieraps die Rentabili-
tätsschwelle schon bei einem Erzeugerpreis von
25 DM überschritten wird, während für den
gleichen Raps im „Normalanbau" etwa 35 DM
erzielt werden [Rottmann-Meyer, 1994, S. 49],
was ungefähr dem Weltmarktpreisniveau (1.
Halbjahr 1994) entspricht.12 Die Entwicklung
der Anbaufläche für non-food-Raps zeigt, daß
die industriellen Verwender von Rapsöl offen-
bar in der Lage sind, den Landwirten Verträge
mit Preisen in der Größenordnung von
25 DM/dt oder darüber anzubieten, wobei die
Obergrenze aber durch den Weltmarktpreis

markiert wird. Auch andere nachwachsende
Rohstoffe, wie z.B. Öllein, Mais oder China-
schilf, können eine so definierte einzelwirt-
schaftliche Rentabilitätsschwelle, die durch
Veränderung der Subventionen in Form der
Stillegungsprämie und/oder von Investitions-
hilfen für Verarbeitungs- bzw. für Verbren-
nungsanlagen nahezu beliebig verschoben wer-
den kann, überschreiten, haben aber quantitativ
gegenwärtig noch eine geringe Bedeutung.

Bleibt man bei dem Beispiel Industrieraps,
so wird deutlich, daß sich der oben angedeutete
Erzeugerpreis von 25-30 DM/dt aus dem Sub-
stitutionswert für Dieselöl und dem Preis für
Rapsschrot einschließlich aller Handels- und
Verarbeitungskosten (u.U. Umwandlung in
RME) herleitet, wobei entscheidend ist, daß die
Mineralölsteuer von 0,61 DMA nicht erhoben
wird. Diese Kombination von Subventionen auf
der Produktions- und Verwendungsseite hat es
ermöglicht, daß unter politischer Moderation
und in Zusammenarbeit von Landwirtschaft,
genossenschaftiichem Landhandel, chemischer
Industrie und Kraftfahrzeugherstellern, die die
entsprechend modifizierten Motoren anbieten,
und Verbrauchern,13 die u.U. auch bereit sind,
einen etwas höheren Preis zu zahlen, Biodiesel
an Tankstellen angeboten wird [Agra-Europe,
Nr. 16, 18.04.1994, Länderberichte, S. 56 f.].
Rapsöl und RME könnten aufgrund der prä-
mienbedingten Quersubventionierung sogar zu
niedrigeren als den Weltmarktpreisen angebo-
ten und auch exportiert werden.

Die zur Initiierung dieser Produktlinie not-
wendigen Subventionen sind — bis auf die
offensichtliche Mineralölsteuerbefreiung —
schwer exakt abzuschätzen. Das liegt vor allem
daran, daß wichtige Komponenten, wie z.B. die
Flächenstillegungsprämie in Höhe von
751 DM/ha, schwer zuzuordnen sind, da die
Entscheidung der Landwirte in einem fast un-
durchschaubaren Geflecht von'administrierten
Preisen und Prämien stattfindet. Die Bundesre-
gierung hat im Rahmen einer großen Bundes-
tagsanfrage den Subventionsbedarf je Hektar
für die Energieträgerproduktion mit 1680-
4 519 DM eingegrenzt [Bundesregierung, 1993,
S. 9]. Da die Verbrennung von Pflanzen oder
Pflanzenresten deutlich günstiger abschneidet
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als die Rapsölerzeugung, muß letztere eher im
oberen Bereich der Spanne angesiedelt werden,
wobei der Mineralölsteuerverzicht noch nicht
einmal eingerechnet ist.14 Schon 1994 könnte
sich allein diese Position, die kaum im Agrar-
haushalt auftauchen wird, bei einer angenom-
menen Fläche von 130 000 ha, einem Ölertrag
von 1 000 kg und einem Substitutionswert Die-
sel- zu Rapsöl von 1:1,14 auf knapp 70 Mill.
DM belaufen. In einer jüngeren Stellungnahme
wird der Subventionsbedarf je Hektar (unter
Einbeziehung von Flächenprämien und Mine-
ralölsteuerbefreiung) mit 1 331,20 DM und je
Liter RME mit 1,28 DM angegeben [Agrarres-
sorts, 1994, S. 5]. Hieraus würde bei der ange-
nommenen Fläche ein Subventionsbedarf von
173 Mill. DM resultieren.

Die Kalkulation für die engagierten Unter-
nehmen könnte sich allerdings spätestens im
nächsten Jahr dadurch verschlechtern, daß auch
die Rapsproduktion auf Garantieflächen weiter
kräftig expandiert und damit die Verwertung
des Nebenprodukts Rapsschrot sich deutlich
verschlechtert. Ursache ist die besonders hohe
Produktion und die resultierende starke Expan-
sion der Ölsaatenfläche im Normalanbau 1994
in Deutschland. Infolgedessen droht eine Kür-
zung der flächenbezogenen Ausgleichszahlun-
gen. Deshalb werden die Erzeuger schon jetzt
zu einem „Umstieg" auf den Anbau von non-
food-Raps, auch unter Inkaufnahme gewisser
Erlöseinbußen, angehalten [Agra-Europe, Nr.
12, 21.03.1994, Länderberichte, S. 42; Stein-
hauser et al., 1994, S. 15]. Da aber die amerika-
nische Regierung im Blair-House-Kompromiß
eine Begrenzung der Erzeugung auf 1 Mill. t
Sojaschrot-Äquivalent im „non-food"-Ölsaaten-
anbau der EU durchgesetzt hat, was etwa
800 000 ha entspricht, besteht hier die Gefahr,
daß genau jener Konflikt wieder aufbricht, der
schon den Abschluß der GATT-Verhandlungen
lange erschwert hat. Außer durch Forderungen
von Interessengruppen in der EU1^ könnte das
Problem noch dadurch wesentlich verschärft
werden, daß auch in den USA die Produktion
von Eiweißfuttermitteln stark ausgeweitet wird.
Anlaß ist dort der Beschluß der Umweltbe-
hörde, in Ballungsgebieten einen Beimi-
schungszwang von Ethanol als Kraftstoffadditiv

durchzusetzen [USDA, 1994, S. 5]. Hierdurch
könnte sich die Produktion von „corngluten-
feed", einem Kuppelprodukt der Ethanolherstel-
lung auf Maisbasis, annähernd verdoppeln.
Auch hier dürften allerdings nicht die vorge-
brachten Umweltschutzargumente,16 sondern
vielmehr neben den offensichtlichen Interessen
der Farmer jene des Finanzministers im Vorder-
grund stehen, der auf diesem Wege einen Teil
der bisherigen produktbezogenen Unterstützung
der Farmer durch umweltpolitisch begründete
Maßnahmen auf die Verbraucher abwälzen will.

An dem Beispiel Raps wird deutlich, daß die
nahezu unkontrollierte und wildwuchernde
Subventionierung neuer Produktlinien nicht nur
schwerwiegende interne Allokationsverzerrun-
gen verursacht, sondern sowohl zwischen den
Mitgliedsländern17 als insbesondere auch ge-
genüber Drittländern kurz nach Abschluß der
GATT-Verhandlungen neue Handelskonflikte
heraufbeschwört. Hierzu zählt auch die massive
Förderung des Flachsanbaus in Deutschland,
was auf Kosten des Flachsanbaus in Nordame-
rika aber auch in Belgien oder Frankreich geht,
aber auch zur Substitution anderer Naturfasern,
wie z.B. von Baumwolle führt.

Wollte man Benachteiligungen in der Pro-
duktion und der Verwendung nachwachsender
Rohstoffe, die aus der hohen Protektion der
Nahrungsmittelproduktion resultieren, beseiti-
gen, so wäre es gesamtwirtschaftlich effizient
im Sinne des Referenzsystems, alle agrarpoliti-
schen Interventionen einzustellen. Zu prüfen
bleibt dann, ob die mit Ziel 2 (vgl. III. 1) ange-
strebte Umweltentlastung, die hier im Zusam-
menhang mit dem Referenzsystem als Restrik-
tion zu verstehen ist, verletzt wird.

b. Entlastung der Umwelt durch den
Einsatz weitgehend CO2-neutraIer
und umweltverträglicher Produkte

t

Die Umwelt zu enüasten ist als Ziel unumstrit-
ten. Die Auswahl und Implementierung eines
effizienten Instrumentariums ist dagegen insbe-
sondere dann schwierig, wenn es sich um
grenzüberschreitende und letzüich globale Pro-
bleme handelt, wie im Fall der klimaverändern-
den Gase. Gesucht ist jene Maßnahme, die bei
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gegebener Verminderung18 der Schadgase bei
globaler Betrachtung am wenigsten kostet.
Sieht man von Verteilungsfragen ab, so ist es
unter diesem Blickwinkel schon wenig effi-
zient, wenn die Vertragspartner der Umwelt-
konferenz von Rio de Janeiro die eingegange-
nen Verpflichtungen zur Schadstoffreduzierung
ausschließlich auf nationaler Ebene bewältigen
würden. Vielmehr bieten sich hier Möglich-
keiten für multi- oder zumindest bilaterale Ver-
einbarungen an [Düngen, Schmitt, 1993], deren
Ausgestaltung u.a. auf der ersten Folgekonfe-
renz von Rio, die 1995 in der Bundesrepublik
stattfinden wird, einer Lösung nähergebracht
werden sollen. So könnten z.B. Entwicklungs-
länder, in denen die Verminderungskosten un-
terstelltermaßen geringer als in Industrieländern
sind, gegen finanzielle Kompensation einzelnen
Industrieländern einen Teil ihrer Verpflichtun-
gen zur Verminderung der Emission von Kli-
magasen abnehmen [Heister, Stähler, 1994].
Um die verbleibende Reduzierungsverpflich-
tung auf nationaler Ebene mit geringsten Ko-
sten zu erfüllen, ist es wichtig, daß marktmäßi-
ge Allokationsmechanismen zum Tragen kom-
men. Bezüglich der CO2-Verminderung könnte
deshalb eine Steuer auf fossile Energieträger
oder eine Lizenzlösung für CO2-Emissionen
fossilen Ursprungs eine effiziente Lösung er-
möglichen.

Die Steuerlösung, wie sie auch auf EU-Ebe-
ne diskutiert wird, hat gegenüber der Mengen-
lösung den Nachteil, daß man sich an das Men-
genziel erst herantasten muß. Außerdem würde
eine neue Steuer erhoben, womit aufgrund der
politischen Erfahrungen die Gefahr verbunden
ist, daß die Staatsquote steigt, weil eine gleich-
zeitige Senkung anderer Steuern — als Voraus-
setzung für Haushaltsneutralität — vermutlich
vermieden wird. Der Nachteil einer Lizenzlö-
sung dürfte dagegen in höheren Transaktions-
kosten liegen. Beide Lösungen könnten aber
gewährleisten, daß über den Marktprozeß nach
Umfang und Zusammensetzung jene Einspar-
alternativen gefunden würden, die den gering-
sten Einkommensverzicht zur Folge haben. Die
Möglichkeiten sind nahezu unbegrenzt und
reichen von preisinduzierten Nachfrageein-
schränkungen der Endverbraucher über Effi-

zienzsteigerungen in der Energieerzeugung oder
-Verwendung oder Verarbeitung fossiler Koh-
lenwasserstoffe bis zur Ausweitung des Ange-
bots alternativer Energien, die durch die Ver-
teuerung der fossilen Energieträger an Wettbe-
werbsfähigkeit gewännen. Hierzu zählt z.B.
neben Sonnen- und Windenergie eben auch die
thermische Verwertung von Biomasse und von
biogenen Flüssigtreibstoffen wie Ethanol und
pflanzlichen Ölen.19 Schon überschlägige
Rechnungen, in denen die Minderungskosten je
Tonne CO2 für verschiedene Produktlinien und
Verfahren im Bereich nachwachsender Rohstof-
fe verglichen werden, zeigen, daß die Produktli-
nie RapsölA^ME je nach Verwendung als Heiz-
öl oder als Motortreibstoff mit 532-710 DM/t
CO2 mit die höchsten Kosten aufweist [Wintzer
et al., 1993, S. IV-65]. Relativ günstig schnei-
det die Verbrennung von Stroh (2-40 DM) und
von Holzhackschnitzeln mit etwa 100 DM/t ab.
Andere alternative Energieträger oder Ver-
brauchsreduzierungen wurden in den Vergleich
allerdings nicht einbezogen.

Eine entsprechende Überlegung wie für das
Ziel, die Atmosphäre durch Reduzierung des
Verbrauchs fossiler Energieträger effizient zu
entlasten, gilt auch für das Teilziel Einsatz um-
weltverträglicher Produkte. Die hierfür maß-
geblichen Normen sollten allgemeingültig fest-
gelegt und in Form von Instrumenten imple-
mentiert werden, die genügend Raum für eine
marktwirtschaftliche Anpassung durch Produ-
zenten und Konsumenten lassen. Umweltbilan-
zen für einzelne Produktlinien können dabei
wichtige Hinweise auf Stoffbewegungen geben.
Weitgehend ungelöst bleiben aber zwei zentrale
Probleme: (1) Welche Substitutionsbeziehun-
gen bestehen zwischen Einzelstoffen? (2) Kann
aus den gewonnenen Erkenntnissen eine effi-
ziente Lösung derart abgeleitet werden, daß für
einzelne Stoffe oder Stoffgruppen den (steigen-
den) Verminderungskosten eine fallende Nut-
zenkurve gegenübergestellt und so ein Opti-
mum abgeleitet werden kann?

Eine Kontroverse zwischen Umweltbundes-
amt und den Agrarressorts des Bundes und der
Länder über die Produktlinie Rapsöl versus
Dieselöl verdeutlicht diese Schwierigkeiten
[Agrarressorts, 1994]. Das Umweltbundesamt
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weist u.a. darauf hin, daß die Rapsproduktion
zu zusätzlichen Lachgasemissionen führt, ei-
nem gleichfalls relevanten Klimagas. Das dabei
unterstellte Referenzsystem in der Bodennut-
zung — stillgelegte Rächen — wird von den
Agrarressorts als unsachgemäß kritisiert. Statt
dessen wird Getreide als relevante Alternative
hingestellt. Dem Umweltbundesamt ist dabei
allerdings zuzustimmen, weil unter den Bedin-
gungen der Agrarreform tatsächlich sonst still-
gelegte Flächen genutzt werden. Weiterhin ver-
suchen die Ministerien auf die Vorteile in der
CO2-Bilanz hinzuweisen, was partiell zwar
stimmt, aber z.B. gegen Lachgas aufzurechnen
wäre, um klimarelevante Substitutionsbezie-
hungen zu berücksichtigen [Enquete-Kommis-
sion, 1992, S. 37]. Schwerer wiegt aber, daß die
Bilanzen sich auf nur zwei Produktlinien bezie-
hen. Ökonomisch richtig wäre es, alle Möglich-
keiten zur Reduzierung von Klimagasen einzu-
beziehen. Weitere von den Agrarressorts vorge-
brachte Argumente für die Produktlinie Raps
führen in diesem Zusammenhang gänzlich ins
Abseits, da letztlich wieder auf strukturpoliti-
sche Ziele (Sicherung von Einkommen und Ar-
beitsplätzen in der Landwirtschaft) oder die
Versorgungssicherung bei Energie rekurriert
wird. Dies sind Ziele, die einen ganz anderen
Untersuchungsrahmen erfordern würden als die
hier diskutierten Umweltbilanzen. Sie verdeut-
lichen aber wiederum, daß Umweltrestriktionen
keinen eigenständigen Instrumenteinsatz be-
gründen, sondern in die eigentliche ökonomi-
sche Allokationsentscheidung einbezogen wer-
den müssen.

Die in diesem Kapitel aufgeworfene Frage,
ob das verwendete Referenzsystem — vollstän-
diger Abbau der Protektion des Agrarsektors —
aufgrund der erwähnten Umweltziele einer Kor-
rektur oder Ergänzung bedarf, kann schon auf-
grund der zumeist qualitativen Überlegungen
verneint werden. Der Protektionsabbau im Nah-
rungsmittelbereich würde die Nutzungskosten
für den Anbau nachwachsender Rohstoffe ver-

mindern. Es würde zu einer generellen Reduzie-
rung in der Intensität der Flächennutzung und
der Produktion kommen. Damit würden zumin-
dest in Teilbereichen die Belastungen von
Grundwasser, Boden und Atmosphäre (u.a.
Lachgas) zurückgehen. Dies gilt tendenziell
selbst für die CO2-Belastung, da auch bei der
Agrarproduktion fossile Energie verwendet
wird und die zu erwartende Umwandlung mar-
ginaler Agrarflächen in Wald zumindest vor-
übergehend zu einer Verringerung der atmo-
sphärisch zirkulierenden CO2-Menge führt.
Hieraus folgt allerdings nicht, daß die Umstel-
lung der Agrarpolitik alle Umweltprobleme,
insbesondere nicht die Klimaprobleme löst, u.a.
auch deshalb nicht, weil es teilweise nur zu
einer Verlagerung der Produktion in andere Re-
gionen kommt. Andererseits ist die Begründung
neuer agrarpolitischer Interventionen in diesem
Bereich — und einer daraus folgenden Auswei-
tung oder Intensivierung der Agrarproduktion
— mit Umweltzielen mehr als fragwürdig. Im
Gegenteil zeigen die Analysen des Umweltbun-
desamtes und des Rates von Sachverständigen
für Umweltfragen [RSU, 1994], daß — abge-
sehen von Einzelfällen wie der CO2-Problema-
tik — die Agrarproduktion bei Betrachtung al-
ler Externalitäten zu erheblichen Umweltbela-
stungen führt [Hinrichs et al., 1992]. Aber
selbst für das Beispiel CO2 zeigen schon einfa-
che Beispiele, daß es wesentlich effizientere Al-
ternativen in bezug auf die diskutierten Proble-
me gibt, wenn bei entsprechender Formulierung
der Rahmenbedingungen die Allokationsent-
scheidungen den Marktkräften überlassen wer-
den. Dagegen führt die auf allen föderalen Ebe-
nen eingeleitete Politik zur Förderung des An-
baus und der Verwendung nachwachsender
Rohstoffe aufgrund von Zielkonflikten und des
konfusen Instrumenteinsatzes zu neuerlichen
EU-internen, aber auch internationalen Alloka-
tionsverzerrungen und zur Gefährdung des
gerade unterzeichneten GATT-Abkommens.
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V. Ausblick

Agrarprodukte finden unter Weltmarktbedin-
gungen in erheblichem Umfang als Industrie-
rohstoffe Verwendung, wo sie vor allem fossile
Kohlenwasserstoffe substituieren. Dies gilt ins-
besondere für Öle und Fette, Stärke und
Zucker. Dagegen wird die energetische Ver-
wendung z.B. in Brasilien und den USA in
Form der Ethanolproduktion und dessen Ver-
wendung als Motortreibstoff oder Treibstoffad-
ditiv nur mit hohen Subventionen bewerk-
stelligt. Dies gilt, obwohl die Rohstoffkosten
aufgrund des Flächenreichtums und der günsti-
gen klimatischen Bedingungen gerade in diesen
Ländern vergleichsweise niedrig liegen. In der
EU ist landwirtschaftliche Nutzfläche je Kopf
der Bevölkerung weniger reichlich verfügbar.
Die Agrarpolitik hat diese relative Knappheit
noch verschärft und damit die Nutzungskosten
für Boden in die Höhe getrieben, so daß der
Anbau nachwachsender Rohstoffe gerade hier
besonders unrentabel ist. Statt neue kompensa-
torische Subventionen einzuführen, wäre es
naheliegend, die vorhandenen Verzerrungen, zu
denen neben gestützten Preisen u.a. Betriebs-
mittelsubventionen und seit 1992 auch eine
große Zahl meist produktspezifischer Prämien
zählen, abzubauen. Dadurch würden die Agrar-
preise in der EU sinken, die Nutzungsintensität
zurückgehen, die Produktion abnehmen und die
Boden- und Pachtpreise sinken.

Nachdem die Verzerrungen in den Rahmen-
bedingungen beseitigt wären, würde auch das
häufig in politischen Diskussionen, aber selbst
in ökonomisch-technischen Modellrechnungen
angeführte Argument hinfällig, daß ein be-
stimmter Flächenanteil in der EU nicht mehr
für die Nahrungsmittelproduktion benötigt wür-
de. Die Weltmarktpreise für Agrarprodukte
dürften dagegen anziehen. Für die Verwen-
dungskonkurrenz von Agrarprodukten entstün-
den damit in der EU deutiich veränderte Rah-
menbedingungen. Die Nahrungsmittel- und
Futtermittelnachfrage nähme zu, die Verwen-
dung als Industrierohstoff würde wegen der im
Vergleich zur heutigen Situation bei den mei-
sten Produkten steigenden Industrieeinstands-

preise eher abnehmen. Da gleichzeitig der
Selbstversorgungsgrad der EU bei Nahrungs-
mitteln unter 100 vH fallen dürfte, stellt sich
die Frage, ob die Landwirtschaft bei laufend
verschärften Umweltvorschriften komparative
Vorteile eher in der Produktion hochwertiger
und differenzierter Nahrungsmittel oder aber in
der Produktion großer Mengen homogener In-
dustrierohstoffe hätte. Die größere Verbraucher-
nähe und die größere Transparenz der Produk-
tionsbedingungen im Inland dürften, auch we-
gen steigender Risikoaversion (Sicherheit von
Nahrungsmitteln), dazu führen, daß innerhalb
der EU eher Nahrungsmittel produziert würden.
Eine steuerliche oder anderweitige Belastung
fossiler Kohlenwasserstoffe zwecks Internali-
sierung angenommener Umweltnachteile bei
deren Verwendung (Klimaprobleme, Ver-
schmutzungsrisiken durch Ölunfälle, Abfallver-
wertungsprobleme) würde dann gegebenenfalls
dazu führen, daß die Produktion von agrari-
schen Industrierohstoffen an den kostengünstig-
sten Standorten ausgeweitet würde, die in der
Regel nicht in der EU liegen dürften. Damit ist
gesichert, daß unbestreitbare punktuelle Ver-
wendungsvorteile zum Tragen kommen, ohne
daß diese Produkte — wie es die politischen
Programme entgegen einer volkswirtschaftlich
sinnvollen internationalen Arbeitsteilung an-
streben — quasi automatisch auch im Inland
produziert werden. Die bei einer Liberalisie-
rung der EU-Agrarpolitik global zu erwartende
tendenzielle Angleichung der Intensitätsniveaus
könnte auch zu einer Verringerung der mit der
Agrarproduktion verbundenen Umweltproble-
me führen.

Die EU und mit ihr die Mitgliedsländer ha-
ben sich aber offenbar für einen anderen Weg
entschieden. Entgegen ökonomischen und um-
weltpolitischen Überlegungen wird eine neue
Subventionsspirale für den Agrarsektor in Gang
gesetzt. Bürokraten kreieren neue Produktli-
nien, die von Flachs bis zu Biodiesel reichen.
Es werden Tankstellennetze umgestellt oder er-
weitert und Motoren angepaßt, und dies alles
für Produkte, die zu volkswirtschaftlich richtig
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kalkulierten Schattenpreisen niemand kaufen
würde. Die eingehendere Analyse der umwelt-
politischen Begründungen zeigt, daß diese nur
vorgeschoben sind und das eigentliche Ziel ver-
decken: Konservierung der vorhandenen Pro-
duktions- und Beschäftigungsstrukturen im
ländlichen Raum. Diese Behinderung des not-
wendigen intersektoralen Strukturwandels führt
zu schwerwiegenden gesamtwirtschaftlichen
Einkommensverlusten und erhöht letztlich nur
die Einkommen der Bodeneigentümer. Die
Agrarrefonn der EG von 1992, die aufgrund der
beschlossenen Preissenkungen zu einer effizien-
teren gesamtwirtschaftlichen Allokation der
Faktoren und Reduzierung der Haushaltsausga-

ben führen sollte, scheint sich aufgrund der da-
mals auch beschlossenen flankierenden Maß-
nahmen als ein großes Täuschungsmanöver zu
entpuppen. Dagegen können auch Haushalts-
grenzen der EG für die Agrarausgaben (Agrar-
leitlinie), die schon 1988 beschlossenen wur-
den, insbesondere dann wenig ausrichten, wenn
erhebliche Teile des Subventionsbedarfs, wie
z.B. der Mineralölsteuerverzicht für Rapsöl, als
globale Mindereinnahme in nationalen Haus-
halten verbucht wird oder massive Investitions-
beihilfen, finanziert durch alle föderalen Ebe-
nen, als Maßnahmen zur Entlastung der Um-
welt deklariert werden.
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Fußnoten

1 Zu einem Überblick über die Forschungsförderung bis 1990 vgl. Kloos [1989, S. 93 f.].
2 Kürzlich hat die EU-Kommission einen Vorschlag zur Verlängerung des Thermie-Programms bis 1998

vorgelegt. In das Programm, das der industriellen Anwendung von fortschrittlichen Energietechnologien
dient, soll als Schwerpunkt auch die Förderung erneuerbarer Energien aus Biomasse aufgenommen werden.
Hierzu könnte der Einsatz innovativer Fahrzeugparks auf der Grundlage von Biotreibstoffen, die Umstel-
lung von Fahrzeugen auf neue Kraftstoffe, Maßnahmen zur Ertragssteigerung nachwachsender Energieroh-
stoffe, die Verbesserung von Ernte- und Verarbeitungstechnologien sowie Vorhaben für eine effizientere
Biomassenumwandlung zählen [Agra-Europe, Nr. 25,20.06.94, Dokumentation].

3 Eine vergleichbare Institution ist im Mai 1994 unter dem Namen „Agriculture pour la Chimie et l'Energie"
(AGRICE) in Frankreich gegründet worden [Agra-Europe, Nr. 21,24.05.94, Länderberichte, S. 56].

4 Deren relativ unbehinderter Import ist durch eine Ausnahmegenehmigung des GATT abgesichert, den die
USA durchgesetzt hatten.

5 Das Europäische Parlament hat sich allerdings dafür ausgesprochen, mindestens 10 vH des üblichen Satzes
zu erheben.

6 Zu einer ausführlicheren Diskussion insbesondere der Problematik der Einbeziehung künftiger Generatio-
nen vgl. Siebert [1992].

7 Trotzdem ist nicht grundsätzlich auszuschließen, daß es bei der Einführung neuer Produktlinien infolge von
steigenden Skalenerträgen und Abstimmungsproblemen zwischen Erzeugern von Rohstoffen, Verarbeitern
und Verwendern zu Effizienzverlusten kommen kann. Dies begründet aber noch nicht automatisch
staatliche Interventionen. Zu einer Vertiefung der Problematik vgl. Krugman [1994].

8 Auf politischer Ebene haben diese Befürchtungen ihren Niederschlag in dem Beschluß der Umweltkonfe-
renz in Rio de Janeiro gefunden, den CO2-Ausstoß deutlich zu vermindern. Die Bundesregierung hat sich
eine Verminderung um 25-30 vH bis zum Jahr 2005 zum Ziel gesetzt [Wintzer, 1993, S. 5].

9 Zu einer entsprechenden Argumentation, die sich auf die Beurteilung alternativer landwirtschaftlicher Nut-
zungen bezieht, vgl. Bundesregierung [1993, S. 4] und Agrarressorts [1994]. Der Sachverständigenrat für
Umweltfragen weist in seiner ökologischen Einschätzung des verstärkten Anbaus nachwachsender Roh-
stoffe explizit auf diese Probleme hin [RSU, 1994, S. 307 f.].

1 0 Die Stillegung von 15 vH der Ackerfläche ist Bedingung dafür, daß die Landwirte produktspezifische
Kompensationszahlungen erhalten.

11 Der wichtigste Einwand ist, daß durch die prämierte Stillegung der knappe Produktionsfaktor Boden
partiell nicht genutzt wird, der Preis und die darin enthaltene ökonomische Quasi-Rente steigt und die Fak-
torpreisrelationen verzerrt werden. Das angestrebte Ziel — Einschränkung der Agrarproduktion — wäre
durch Agrarpreissenkungen als effizientem Mittel zu erreichen. Zu einer eingehenden Analyse vgl.
Schrader [1988].

1 2 Allerdings erhalten die Erzeuger außerdem einen Preisausgleich je Hektar, der sich — je nach Region —
auf 956 bis zu 1 232 DM in den wichtigen Erzeugerländern beläuft.

1 3 Dazu zählen u.a. öffentliche Verwaltungen oder auch der Landwirtschaft nahestehende Organisationen, wie
die Raiffeisengenossenschaften.

1 4 In einer weiteren Betrachtung [Bundesregierung, 1993] wird darauf hingewiesen, daß die Verwertung von
Rapsöl ohne Stützung erst bei einem Rohölpreis von US-S 50/barrel möglich ist. Der Rohlölpreis liegt im
Sommer 1994 bei etwa US-$ 17/barrel. Eine gesamtwirtschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse, die prinzipiell
die angemessene Methode zur Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten (der Biodieselerzeugung) als
entscheidendem Bewertungsmaßstab wäre, ist für eine so partielle Fragestellung wegen der komplizierten
intrasektoralen Verflechtungen und der unzähligen interdependenten staatlichen Eingriffe kaum durchführ-
bar. Unter etwas vereinfachten Annahmen (Raps konkurriert nur mit Getreide um die Nutzfläche) wurde
vor der Agrarreform eine entsprechende Analyse für die Erzeugung von Biodiesel durchgeführt. Danach
beliefen sich die Nettowohlfahrtsverluste je Hektar Raps auf etwa 1 000 DM bei einer Fläche von etwa
200 000 ha und stiegen wegen steigender Nutzungskosten auf 1 700 DM, bei einer Anbaufläche von etwa
430 000 ha [Kleinhanß et al., 1992, S. 67]. Da der dort unterstellte Rohölpreis für 1994 aber um mehr als
50 vH höher als die derzeit erreichten 17 US-$ ist, sind die Kosten aus heutiger Sicht deutlich höher zu
veranschlagen.

^ So fordert der Vorsitzende der Union zur Förderung von Öl- und Proteinpflanzen (UFOP) die Aufhebung
dieser Begrenzung [Agra-Europe Nr. 21, 24.05.1994, Europa-Nachrichten, S. 17] und zudem eine Umwid-
mung der bisher an Landwirte gezahlten Dieselölbeihilfe in eine Flächenbeihilfe für non-food-Raps [Agra-
Europe, Nr. 26, 27.06.1994, Länderberichte, S. 47].
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1 6 Kern des Arguments ist, daß Kraftstoffadditive, die auf der Basis von Erdgas hergestellt werden, also fossi-
len Ursprungs sind, durch biogenes Ethanol ersetzt werden. Zwar wird hierdurch die CO2-Bilanz entlastet,
die angeführten Vorteile bezüglich der gesamten Schadstoffbilanz sind allerdings keineswegs eindeutig.
Wichtiger aber ist auch hier, daß nur mit punktuellen Vorteilen bezüglich einzelner Schadstoffe argumen-
tiert wird, eine umfassende Effizienzanalyse bezüglich des Instrumenteinsatzes aber nicht vorliegt.

17 So erhielten die Erzeuger von non-food-Raps in Frankreich bisher eine Prämie für „umweltgerechten Raps-
anbau" von 210 DM/ha. Ab 1994 werden es noch 60 DM/ha sein [top-agrar, 1994, S. 28].

1 8 Fraglos wäre es unter ökonomischen Gesichtspunkten angemessen, die mit der Menge vermutlich steigen-
den Grenzkosten dem fallenden Grenznutzen gegenüberzustellen, um so im Schnittpunkt der Kurven die
optimale Verminderungsmenge abzuleiten. Hier sollen die naturwissenschaftlich begründeten und darauf-
hin politisch ausgehandelten Schadstoffverminderungsmengen als gegeben hingenommen werden und —
stark vereinfacht — nur am Beispiel von CO2 diskutiert werden.

1 9 Komplementär zur Verteuerung fossiler Energieträger wäre eine Subventionierung der Deponierung von
atmosphärischem CO2 in Form von Wald denkbar. Dies würde auch dazu dienen, daß die Nutzungskosten
der Fläche für kurzlebige Holzplantagen oder auch einjährige Kulturen zur Ölgewinnung adäquat internali-
siert würden. Problematisch daran wäre allerdings, daß es sich nur um eine vorübergehende Deponierung
handelt, deren Dauer von der Umtriebszeit des Waldes und der Art der Holzverwendung (Brennholz oder
Möbel- und Bauholz) abhängt, und daß hohe Mitnahmeeffekte zu erwarten wären.
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